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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit hat eine konkrete Notstandskonstellation zum 
Gegenstand, deren rechtliche Einordnung seit Etablierung der Differenzie-
rung zwischen Rechtswidrigkeit und Schuld umstritten ist. Offen  ist dabei, 
ob auch für abgenötigte Notstandshandlungen eine Rechtfertigung grund-
sätzlich möglich sein soll. 

Obwohl die Problematik des Nötigungsnotstandes in dieser Form bereits 
seit Jahrzehnten besteht und auch in der ganz überwiegenden Zahl der 
Strafrechtskommentare  und -lehrbücher angesprochen wird, war sie bislang 
kaum Gegenstand vertiefter  Betrachtung. Einzig Wilfried Küper hat der 
Nötigungsnotstandsproblematik eine eigene Arbeit gewidmet, deren beson-
derer Verdienst in einer ersten genaueren Darstellung des bisherigen Streit-
standes besteht1. Küper kam es mit seiner Arbeit jedoch weniger auf die 
Erarbeitung einer Lösung, als zunächst auf das deutliche Ansprechen der 
offenen  Fragen an2. Im Anschluß an seine Ausführungen ergibt sich daher 
um so deutlicher das Bedürfnis,  diese offenen  Fragen nun auch befriedigend 
zu beantworten. Im Gegensatz zu der Arbeit von Küper befaßt sich die 
vorliegende Arbeit nicht mit der Nötigung staatlicher Organe, sondern 
ausschließlich mit der gleichsam von allen Zusatzüberlegungen befreiten 
grundsätzlichen Problematik. 

In einem ersten Teil der Arbeit soll neben einer Nachzeichnung der 
historischen Entwicklung des Nötigungsnotstandes vor allem der Streitstand 
der bisherigen Diskussion einer kritischen Betrachtung unterzogen werden, 
während in einem zweiten Teil eine Lösung der Problematik versucht werden 
soll. 

Im Rahmen des ersten Teils gilt es zunächst die konträren Auffassungen 
der Gegner und Befürworter  einer grundsätzlichen Rechtfertigungsmöglich-
keit und die vor allem in jüngerer Zeit vorgetragenen vermittelnden Lö-
sungsansätze mit ihren Argumenten und rechtlichen Konsequenzen vorzu-
stellen. Eine genauere Betrachtung wird hier zeigen, daß sowohl die Gegner 
als auch die Befürworter  einer Rechtfertigungsmöglichkeit  in der Lage sind, 
berechtigte, aber nicht eine bestimmte Lösung erzwingende Argumente 

1 Siehe Küper,  Darf  sich der Staat erpressen lassen? Zur Problematik des Nötigungs-
notstandes. 

2 So seine eigene Aussage im Rahmen der Vorbemerkung. Vgl. Küper,  Nötigungs-
notstand, S. 13. 
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vorzubringen und die vermittelnden Lösungen keinen gangbaren Ausweg 
aus dieser „Pattsituation"3 weisen. 

Die Schwierigkeiten, die die Strafrechtswissenschaft  mit dieser konkreten 
Fallkonstellation hat, ergeben sich daraus, daß dem Nötigungsnotstand ein 
Interaktionsverhältnis der in dieser Konstallation Betroffenen  zugrunde-
liegt, welches weit über eine einfache Güterkollision hinausgeht. Die Exi-
stenz des rechtswidrig agierenden Hintermannes scheint in diesem Interak-
tionsverhältnis Wertverschiebungen zu bewirken, die die Frage nach der 
Grenze des rechtfertigenden Notstandes und dem Unrecht überhaupt auf-
werfen. Um demnach letztlich beantworten zu können, ob dem Genötigten 
ein Unrechtsvorwurf  gemacht werden kann, erweist es sich als notwendig, 
den Inhalt des Unrechtsvorwurfs  zu erfassen. 

In dem zweiten Teil der Arbeit werden aus diesem Grund zunächst die 
dogmatischen Bemühungen, das Unrecht näher zu bestimmen, dargestellt. 
Auch wenn die Entwicklung dabei die Berechtigung einer sogenannten 
„personalen Unrechtslehre" ergeben hat, so erweisen sich dennoch die heute 
gängigen Bestimmungen des Unrechts als zu ungenau, um für eine Lösung 
der Nötigungsnotstandsproblematik fruchtbar  gemacht werden zu können. 
Der weitere Gang der Arbeit erfordert  damit die Heranziehung und Darstel-
lung eines zunächst von Ernst Amadeus Wolff entwickelten Unrechtsver-
ständnisses, welches das Personale am personalen Unrecht näher bestimmt 
und so einen geeigneten Maßstab an die Hand gibt, das Interaktionsverhält-
nis des Nötigungsnotstandes wirklich zu erfassen. In dem letzten Kapitel der 
Arbeit sollen auf dieser Basis im Vergleich mit anderen Notstandskonstella-
tionen die Besonderheiten des Nötigungsnotstandes herausgearbeitet und 
genau bestimmt werden. 

Die Arbeit wird aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse im Ergebnis die 
Anwendung des rechtfertigenden Notstandes von der Art der unmittelbaren 
Bedrohung des Notstandstäters abhängig machen und sich grundsätzlich 
gegen eine Rechtfertigungsmöglichkeit  für unmittelbar abgenötigte Taten 
aussprechen. Mi t diesem Ergebnis soll zugleich die praktische Verwertbar-
keit des der Lösung zugrundegelegten personalen Unrechtsverständnisses 
verdeutlicht werden. 

3 Neumann spricht in diesem Zusammenhang von einer „Pattsituation". Vgl. Neumann, 
Der strafrechtliche  Nötigungsnotstand — Ein Rechtfertigungs- oder Entschuldigungs-
grund?, JA 1988, S. 329 (333). 
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Auseinandersetzung mit dem gegenwärtigen 
Stand der Diskussion 

Erstes Kapitel: Die historische Entwicklung 
des Nötigungsnotstandes 

Das geltende Strafgesetzbuch enthält keine ausdrückliche Regelung des 
Nötigungsnotstandes. Ein Blick auf die Strafgesetze des 18. und 19. Jahrhun-
derts zeigt, daß dies jedoch eine in der jüngeren Strafrechtsgeschichte  neue 
Situation ist. 

Erst mit dem am 1.1.1975 in Kraft  getretenen 2. Strafrechtsreformgesetz 
(2. StrRG) vom 4.7.1969 wurden die §§ 52 und 54 StGB a.F. durch die heute 
geltenden Regelungen des rechtfertigenden und des entschuldigenden Not-
standes der §§ 34 und 35 StGB ersetzt. Bis dahin enthielt das StGB in § 52 
StGB a.F. eine Norm, die ausschließlich den Nötigungsnotstand regelte. § 52 
StGB a.F. stand dabei seinerseits am Ende einer Reihe von Nötigungsnot-
standsbestimmungen in den Strafgesetzen des 18. und 19. Jahrhunderts. 

1. Normative Vorläufer  des § 52 StGB a. F. 

Die Strafgesetze des 18. Jahrhunderts regelten zwar den umfassenden und 
vielfältigen Bereich des Notstandes nur sehr fragmentarisch 1, berücksichtig-
ten aber bereits durchweg die Zwangslage desjenigen, der von einem Dritten 
zu einer Straftat  genötigt wird. 

So sah das Preußische Allgemeine Landrecht (ALR) vom 5.2.1794 im 
Notstandsbereich neben dem Diebstahl aus „dringender Leibes- oder Le-
bensgefahr" ( I I 20 §1115) nur noch die „Furcht vor Drohungen" ( I I 20 
§§19ff)  vor. Diesen Bereich erachtete das ALR für so wichtig, daß es ihm 
alleine die drei folgenden Bestimmungen widmete: 

I I 20 §19 „Furcht vor Drohungen, deren Gefahr mit Hülfe des Staates oder sonst 
abgewendet werden konnte, rechtfertigt  den Verbrecher nicht." 

1 Siehe Küper,  in: Handwörterbuch zur Deutschen Rechtsgeschichte, I I I . Band, Stich-
wort: Notstand I , Sp. 1064 (1068). 




